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Kinder- und Jugendpsychiatrische Krankenhausversorgung im Rheinland
Resolution des Landschaftsausschusses 

der Landschaftsversammlung Rheinland

Eine ständig wachsende Zahl an Kindern- und Jugendlichen leidet unter ernsten psychischen Störungen. Das frühzeitige Erkennen dieser Störungen und das zeitnahe Einleiten einer Behandlung sind wichtige Voraussetzungen, drohende Schäden für die Zukunft junger Menschen zu vermeiden oder zumindest zu lindern. Seelische Störungen im Kinder- und Jugendalter führen fast immer zu schulischen Defiziten, zur verzögerten Ausreifung der Persönlichkeit und zu weiter gehenden Risiken. Es entstehen Beeinträchtigungen, die ein ganzes Leben nachhaltig negativ prägen können.
Leider ist es den Betroffenen und ihren Eltern vielfach nicht  möglich, die erforderlichen Hilfen zeitnah und in erreichbarer Nähe zu finden. So müssen in den kinder- und jugendpsychiatrischen Fachabteilungen der Kliniken des Landschaftsverbandes Rheinland inzwischen Wartezeiten von bis zu 6 Monaten in Kauf genommen werden. Hintergrund hierfür ist, dass die vorhandenen Betten und Tagesklinikplätze den steigenden Fallzahlen nicht mehr gerecht werden.  

Im Zeitraum zwischen dem Jahr 2000 und dem Jahr 2005 ist die Zahl der in den fünf kinder- und jugendpsychiatrischen Einrichtungen des Landschaftsverbandes behandelten Fälle um 15% gestiegen - seitdem stagniert sie auf unverändert hohem Niveau. Und das, obwohl zusätzliche Einrichtungen - wie die Abteilung für Kinder- und Jugendpsychiatrie an den Städtischen Kliniken Köln - in Betrieb genommen wurden. Auch diese Einrichtungen sind inzwischen überausgelastet. Der hohe Aufnahmedruck in den Kliniken führt vielfach dazu, dass die jungen Patientinnen und Patienten sehr viel früher wieder aus der Behandlung entlassen werden müssen, als es therapeutisch sinnvoll und notwendig wäre. 
Viele behandlungsbedürftige Jungen und Mädchen finden schon allein deshalb keine Hilfe, weil es in der Nähe ihres Wohnortes keine entsprechenden Angebote gibt.

Vor diesem Hintergrund appelliert der Landschaftsausschuss der Landschaftsversammlung Rheinland an die Landesregierung, eine Vielzahl von Projekten, die zum Teil bereits vor Jahren beschlossen wurden, zeitnah umzusetzen. Es ist festzustellen, dass in der Verzögerung kein Versagen der eigenen Verwaltung, sondern vielmehr eine ursächlich in der nach wie vor fehlenden aktualisierten Krankenhausplanung und deren Finanzierung zu suchen ist. 

Die Landesregierung wird aufgefordert, die anstehenden Planungs- und Investitionsverfahren mit Nachdruck zu betreiben. Der Landschaftsverband Rheinland hat in den vergangenen Jahren immer wieder auf den bestehenden Notstand hingewiesen und die Neuauflage einer bedarfsgerechten Landesplanung angemahnt.
Die politische Vertretung des Landschaftsverbandes Rheinland hat vor diesem Hintergrund beschlossen, in erheblichem Umfang Eigenmittel für die Finanzierung von weiteren Tageskliniken und Stationen für Minderjährige einzusetzen, obwohl das Land in einer eindeutigen Finanzierungsverantwortung steht. 

Wir wollen und können nicht länger zusehen, wie jungen Menschen dringend erforderliche Hilfen vorenthalten oder viel zu spät zugänglich gemacht werden.
Köln, 16. April 2008

